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Neues aus der 
Begutachtung

Die Beteiligung am Durchgangsarztver-
fahren (D-Arzt-Verfahren) setzt voraus, 
dass der D-Arzt einmal in 5 Jahren an 
einem Fortbildungsseminar über die Be-
gutachtung in der gesetzlichen Unfallver-
sicherung teilnimmt [5]. Die Deutsche 
Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV) 
entwickelte ein Curriculum für Gutach-
tenseminare, in dem die Inhalte und der 
Umfang der Fortbildung in der Begutach-
tung festgelegt sind.

In den bislang 30 Gutachtenseminaren 
für den Landesverband Südost (LV) der 
DGUV machten wir die Erfahrung, dass 
bestimmte Begrifflichkeiten und rechtli-
che Grundlagen der gesetzlichen Unfall-
versicherung (GUV) unbekannt sind und 
immer wieder hinterfragt werden. Dabei 
handelt es sich um 
F	�die Definition Unfall in der GUV, 
F	�die Unterscheidung zwischen Scha-

densanlage und Vorerkrankung und 
F	�die Prüfung der Kausalität (Zusam-

menhang zwischen Unfall und Ge-
sundheitsschaden) in 2 Schritten.

Unfall – Arbeitsunfall

„Ohne klare Kenntnis der Theorie der we-
sentlichen Bedingung kann über die haf-
tungsbegründende Kausalität nicht ent-
schieden werden, ist die Erstellung eines 
(medizinischen) Gutachtens über sie nicht 
möglich. Kernaufgabe des (medizinischen) 
Sachverständigen ist es, die ihm im Gutach-
tensauftrag gestellten Beweisfragen zu be-
antworten.“ [1]

Die Rolle des ärztlichen Gutachters be-
steht also darin, dem Unfallversiche-
rungsträger (UV-Träger) und ggf. dem 

Gericht medizinische Sachverhalte dar-
zustellen und zu erläutern, damit der UV-
Träger/das Gericht eine Entscheidung 
treffen kann. Dies setzt voraus, dass der 
ärztliche Gutachter die Beweisfragen ver-
steht und mit der sozialrechtlichen Termi-
nologie vertraut ist.

Definition Arbeitsunfall 

Ein Arbeitsunfall liegt vor, wenn 5 Bedin-
gungen erfüllt sind: Eine versicherte Per-
son muss bei einer versicherten Tätigkeit 
einen Unfall erleiden und dieser muss 
zu einem Gesundheitserstschaden füh-
ren. Versicherte Tätigkeit, Unfall und Ge-
sundheitserstschaden müssen voll bewie-
sen und der Zusammenhang zwischen 
der versicherten Tätigkeit und dem Unfall 
einerseits sowie dem Unfall und dem Ge-
sundheitserstschaden andererseits (hin-
reichend) wahrscheinlich sein (. Abb. 1).

Das bedeutet, dass ein Arbeitsunfall 
nicht schon allein deswegen vorliegt, weil 
sich während der Arbeit ein Unfall ereig-
nete. Der Unfall ist nur eine von 5 Voraus-
setzungen, die alle erfüllt sein müssen, da-
mit der Unfall als Arbeitsunfall betrachtet 
werden kann.

„Unfälle sind zeitlich begrenzte Ereignis-
se, die von außen auf den Körper einwir-
ken und zu einem Gesundheitsschaden 
oder zum Tod führen.“ (§ 8 Abs. 1 Satz 2 
SGB VII)

Nach der Definition des SGB VII (Sozial-
gesetzbuch VII) muss die äußere Einwir-
kung nicht plötzlich auf den Körper ein-
wirken und auch das Adjektiv unfreiwil-
lig kommt nur noch in der Definition des 

Unfallbegriffs in der privaten Unfallversi-
cherung [8] vor. Die Ausweitung des Un-
fallbegriffs, die das Bundessozialgericht 
(BSG) in seinem Urteil vom 12.04.2005 
[2] noch einmal eingehend erläuterte, ist 
noch immer nicht allgemein verbreitet. 
Dies führt zu erheblichen Missverständ-
nissen im Dialog zwischen Ärzten und 
UV-Trägern, häufig schon bei der Erstat-
tung eines D-Arzt-Berichts – wenn z. B. 
die Frage beantwortet werden soll, ob 
Hinweise vorliegen, die gegen die Annah-
me eines Arbeitsunfalls sprechen.

Das BSG stellte 2005 klar: 

„Für das von außen einwirkende Ereignis 
ist kein besonderes, ungewöhnliches Ge-
schehen erforderlich. Es dient der Abgren-
zung zu Gesundheitsschäden aufgrund von 
inneren Ursachen, wie Herzinfarkt, Kreis-
laufkollaps usw., sowie zu vorsätzlichen 
Selbstschädigungen. Ist eine innere Ursa-
che nicht feststellbar, liegt ein Unfall vor. 
Die Unfreiwilligkeit der Einwirkung ist 
dem Begriff des Unfalls immanent, weil ein 
geplantes, willentliches Herbeiführen einer 
Einwirkung dem Begriff des Unfalls wider-
spricht. Hiervon zu unterscheiden sind je-
doch die Fälle eines gewollten Handelns 
mit einer ungewollten Einwirkung, bei die-
ser liegt eine äußere Einwirkung vor (z. B. 
der Sägewerker, der nicht nur ein Stück 
Holz absägt, sondern auch unbeabsichtigt 
seinen Daumen). Für die äußere Einwir-
kung ist nicht ein äußerliches, mit den Au-
gen zu sehendes Geschehen zu fordern (Stö-
rung eines Herzschrittmachers durch ein 
elektrisches Gerät, Sonnenstich). Die äuße-
re Einwirkung liegt – z. B. im vorliegenden 
Fall – in der (unsichtbaren) Kraft, die der 
schwere und festgefrorene Stein dem Ver-
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sicherten entgegensetzte (vgl. Drittes New-
ton’sches Gesetz über die gleiche Größe der 
Gegenwirkung)“ [2].

Die rechtliche Begriffsbestimmung Un-
fall unterscheidet sich also ganz erheblich 
vom allgemeinen, aber auch vom medizi-
nischen Sprachgebrauch. Letztendlich ob-
liegt es dem UV-Träger (und nicht dem 
Arzt!), zu entscheiden, ob ein Unfall vor-
liegt. Im Rahmen der Begutachtung steht 
der Unfall als Tatsache fest, und auch der 
Unfallablauf wird in der Regel dem Gut-
achter vom UV-Träger vorgegeben („Ge-
hen Sie davon aus, dass…“). Sofern an-
lässlich der Befragung des Verletzten zum 
Begutachtungstermin eine abweichende 
Schilderung des Geschehensablaufs vor-
getragen wird, muss der Gutachter pri-
mär den vorgegebenen Unfallablauf sei-
ner Einschätzung zugrunde legen – und 
dann unter Berücksichtigung der neuen 
Schilderung des Verletzten ggf. eine alter-
native Wertung abgeben.

Der UV-Träger entscheidet dann, wel-
che Variante seiner Entscheidung zugrun-
de gelegt wird.

Gesundheitsschaden

Die ärztliche Sachkompetenz ist im Be-
gutachtungsprozess an 2 Punkten gefragt:
F	�bei der Feststellung der Unfallverlet-

zung und anderer Körperschäden,
F	�bei der Klärung der Frage, ob zwi-

schen dem Unfall und den festgestell-
ten Körperschäden ein Zusammen-
hang besteht.

Der unfallbedingte Gesundheitserstscha-
den ist (im unfallchirurgisch-orthopä-
dischen Fachgebiet) die Verletzung der 
materiellen Körpersubstanz. Gutachter-

lich problematisch ist die Feststellung von 
Verletzungen, die sich nicht oder nur un-
zureichend objektivieren lassen: nicht-
strukturelle Verletzungen wie Zerrung, 
Prellung, Stauchung und Dehnung. Diese 
Diagnosen ergeben sich in der Regel aus 
dem Geschehensablauf, wenn äußere Ver-
letzungszeichen (Druckschmerz, Schwel-
lung, Rötung, Bluterguss) nicht vorhan-
den oder nicht dokumentiert sind.

Der medizinische Sachverständige ist 
gehalten, Art und Umfang der durch äuße-
re Gewalt eingetretenen Verletzung mög-
lichst genau und im Detail zu beschreiben. 
Hierzu gehören die Klassifikation der Ver-
letzungsschwere [z. B. AO-Klassifikation 
(AO: Arbeitsgemeinschaft für Osteosyn-
thesefragen) der Frakturen], des Grades 
und des Ausmaßes der Bandverletzung, 
der Größe und Breite von Sehnenverlet-
zungen, z. B. an der Schulter, und die Ty-
pisierung der Rissform, z. B. des Kniege-
lenkmeniskus. Daneben ist der Gutachter 
verpflichtet, alle Vorerkrankungen und 
Schadensanlagen ebenfalls im Detail ex-
akt zu beschreiben und diese den Verlet-
zungen gegenüberzustellen.

Alle Gesundheitsschäden, die in der 
Diskussion der Kausalität zu berücksich-
tigen sind, müssen voll bewiesen sein. Der 
Vollbeweis ist erbracht, wenn durch die 
klinische Befunderhebung und die bildge-
bende Diagnostik die Verletzung/der Vor-
schaden und deren/dessen Umfang zwei-
felsfrei (objektiv) beschrieben und somit 
bewiesen werden können, d. h. wenn

„Zweifeln Schweigen geboten ist“.

Vorschaden, Schadensanlage, 
Vorerkrankung

Die Definition des Begriffs Vorschaden ist 
nicht einheitlich. Zum Teil wird Vorscha-
den als Oberbegriff für alle körperlichen 
Abweichungen von der Norm verwendet, 
z. T. allein der Vorerkrankung zugeord-
net. Für die Beurteilung eines Zusammen-
hangs zwischen einem Unfall und dem 
Eintritt eines Körperschadens bewährte 
es sich, die klinisch stumme Vorschädi-
gung als Schadensanlage und die klinisch 
manifeste Vorschädigung als Vorerkran-
kung zu bezeichnen. Diese unzweideu-
tige Trennung der Erscheinungsformen 
des Vorschadens/der Vorschädigung hat 
erhebliche Konsequenzen.

Schadensanlage.  Ist eine Schadensan-
lage bei der Beurteilung der Entstehung 
eines Körperschadens zu berücksichti-
gen, ist das erstmalige Auftreten eines 
Schadens (in Form von Beschwerden und 
Funktionseinschränkungen) von Bedeu-
tung. Eine Schadensanlage ist etwas An-
gelegtes, bisher klinisch Stummes, das, 
um krankhaft (funktionell symptoma-
tisch) zu werden, noch eines äußeren An-
stoßes bedarf. Bei der Begutachtung ist 
die Rolle dieses Anstoßes zu ermitteln, 
und im Endeffekt ist dann entweder der 
Unfall oder die Schadenslage überwie-
gend ursächlich für den Eintritt der Be-
schwerden und Funktionseinschränkun-
gen (Alles-oder-nichts-Prinzip). Ein ty-
pisches Beispiel ist die Funktionsstörung 
einer Schulter (Impingement) nach einer 
Prellung bei bewiesenem vorbestehendem 
asymptomatischem Rotatorenmanschet-
tendefektschaden.

Vorerkrankung.  Sie ist etwas Krankhaf-
tes, das bereits manifest (funktionell sym-
ptomatisch) war oder bereits behandelt 
wurde. Bei der Begutachtung ist zu er-
mitteln, ob der Unfall zu einer Verschlim-
merung der vorbestehenden Erkrankung 
führte. Im Endeffekt ist der aktuelle Zu-
stand nach dem Unfall mit dem Zustand 
vor demselben zu vergleichen. Entschä-
digt wird in diesem Fall nur der unfallbe-
dingte Verschlimmerungsanteil. Typische 
Beispiele sind der intraartikuläre Bruch 
der proximalen Tibia bei vorbestehender 
und vorbehandelter Gonarthrose oder 

Versicherte
Tätigkeit

Unfall Gesundheits-
erstschaden

Ursächlicher
Zusammenhang

Ursächlicher
Zusammenhang Abb. 1 9 Die 5 Voraus-

setzungen für einen 
Arbeitsunfall, Erläute-
rungen s. Text
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der periprothetische Knochenbruch bei 
liegender Hüft-/Knie-TEP (TEP: Total
endoprothese).

Eine Schadensanlage kann sich durch 
einen Unfall nicht verschlimmern. Was 
medizinisch/natur-wissenschaftlich gut 
vorstellbar ist, ist im Rechtsbereich der 
GUV nicht anwendbar. Das bedeutet, der 
Gutachter ist gehalten, die nicht sichtba-
re, aber klare Grenze zwischen klinisch 
stummer und klinisch manifester Vor-
schädigung nicht zu überschreiten. Bei 
einer Schadensanlage steht am Ende der 
Überlegungen die eindeutige Festlegung 
auf eine wesentliche Ursache. Bei der Vor-
erkrankung sind immer zwei Ursachen 
für die Beschwerden und Funktionsstö-
rungen zu berücksichtigen, aber nur der 
unfallbedingte Anteil an der Verschlim-
merung, der auch zeitlich begrenzt sein 
kann, wird entschädigt, entweder in Form 
einer Übernahme der Behandlungskosten 
oder einer Rente.

Prüfung der Kausalität 
in 2 Stufen

Die Frage, ob zwischen dem Unfall und 
dem Gesundheitserstschaden ein ursäch-
licher Zusammenhang besteht, ist in den 
meisten Fällen unschwer zu beantworten. 
Problematisch sind im unfallchirurgisch/
orthopädischen Fachgebiet alle Konstella-
tionen, bei denen anlagebedingte Verän-
derungen oder klinisch stumme degene-
rative Vorschädigungen/Texturstörungen 
mit einer äußeren Gewalteinwirkung zu-
sammentreffen: Sehnenverletzungen, Me-
niskus-/Diskusverletzungen, Verrenkun-
gen von Schulter und Kniescheibe, Frak-
turen bei Osteoporose u. v. a. m.

Entscheidend ist immer die Beurtei-
lung des Einzelfalls. Allgemeine wissen-
schaftliche Erkenntnisse über die Entste-
hung von Erkrankungen und Verletzun-
gen sind für die Beurteilung der Zusam-
menhangsfrage zwar von herausragender 
Bedeutung, sie müssen aber entsprechend 
der Tatsachen des Einzelfalls angewandt 
werden. Diese sog. Anknüpfungstatsa-
chen sind das Ergebnis der Ermittlungs-
arbeit der UV-Träger, sie werden dem 
Gutachter vorgelegt und sind als „voll be-
wiesen“ zu betrachten. Wenn im histologi-
schen Untersuchungsbefund die Wertung 
steht: „mehrzeitiges Geschehen“ ist davon 

auszugehen, dass das untersuchte Gewebe 
zu mehreren Zeitpunkten geschädigt wor-
den war. Wenn im D-Arzt Bericht steht 
„Schulter frei beweglich“, war die Schul-
ter zum Zeitpunkt der Untersuchung frei 
beweglich.

In seiner Entscheidung zur posttrau-
matischen Belastungsstörung äußerte sich 
das BSG [3, 4] 2006 zum Stellenwert des 

wissenschaftlichen Kenntnisstands fol-
gendermaßen: 

„Wenn auch die Theorie der wesentlichen 
Bedingung im Unterschied zu der an der ge-
nerellen Geeignetheit einer Ursache orien-
tierten Adäquanztheorie auf den Einzelfall 
abstellt, bedeutet dies nicht, dass generel-
le oder allgemeine Erkenntnisse über den 
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Zusammenfassung
Hintergrund.  Richtungweisende Entschei-
dungen des Bundessozialgerichts aus den 
Jahren 2005 und 2006 werden noch immer 
nicht allgemein in der Begutachtung nach 
Arbeitsunfällen berücksichtigt. 
Unfall.  Die rechtliche Begriffsbestimmung 
Unfall deckt sich nicht mit dem allgemeinen 
Sprachgebrauch und auch nicht mit dem Be-
griff Unfall aus medizinisch-naturwissen-
schaftlicher Sicht. 
Vorschaden.  Sind neben dem Unfall anla-
gebedingte Veränderungen oder degenerati-
ve Gesundheitsstörungen zu berücksichtigen 
und deren Wert abzuschätzen, ist eine strik-
te Trennung zwischen Schadensanlage (kli-
nische stummer Vorschaden) und Vorerkran-
kung (klinisch manifester Vorschaden) erfor-
derlich. Ein Unfall kann nur die Vorerkran-
kung verschlimmern, nicht jedoch die Scha-
densanlage. 

Kausalitätsprüfung.  Sie erfolgt in 2 Stufen. 
Im ersten Schritt sind die Richtung und Inten-
sität der von außen einwirkenden Gewalt zu 
hinterfragen. War diese hypothetisch in der 
Lage, gesundes Gewebe in der gleichen Wei-
se zu beschädigen, ist der Vorschaden nicht 
von Bedeutung: Der Unfall ist rechtlich we-
sentlich. Der Umkehrschluss ist nicht mög-
lich. Der zweite Schritt der Kausalitätsprü-
fung ist eine akribische Analyse der als Tat-
sachen vorliegenden Befunde unter dem As-
pekt, ob und in welchem Umfang jeder ein-
zelne von ihnen für oder gegen den Unfallzu-
sammenhang spricht. Dem gedanklichen Bild 
einer Waage folgend ist immer ein Ergebnis 
zu erwarten.

Schlüsselwörter
Arbeitsunfälle · Begutachtung · Vorschaden · 
Schadensanlage · Wesentliche Teilursache

New developments in expert opinions

Abstract
Background.  Precedent setting decisions by 
the Federal Social Court from 2005 and 2006 
are still not completely followed everywhere 
in the practice of assessment of occupation-
al accidents. 
Accident.  The legal term accident is not 
completely compatible with the commonly 
used parlance and also not with the medical 
scientific view of“an accident is present if an 
internal cause cannot be found”.
Pre-existing damage.  If constitutional al-
terations or degenerative disease disorders 
must be taken into consideration in addition 
to the accident, a strict separation must be 
made between predisposal to damage (clini-
cally silent pre-existing damage) and pre-ex-
isting diseases (clinically manifest pre-exist-
ing damage). An accident can only exacer-
bate a pre-existing disease but not a predis-
posed damage. 

Causality testing.  This is carried in two stag-
es. In the first step the direction and intensi-
ty of external violence must be questioned. 
If the violence was theoretically capable of 
damaging healthy tissue in the same manner 
then pre-existing damage becomes insignif-
icant; the accident is legally essential and the 
reverse conclusion is impossible. The second 
step in causality testing is a detailed analysis 
of the findings presenting as facts under the 
aspect whether and to what extent each indi-
vidual fact is indicative for or against the cau-
sality. A result should be expected as the con-
clusion in the mental form of a pair of scales.

Keywords
Occupational accidents · Expert opinion · 
Pre-existing damage · Risk assessment · 
Essential component causes
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Ursachenzusammenhang bei der Theorie 
der wesentlichen Bedingung nicht zu be-
rücksichtigen oder bei ihr entbehrlich wä-
ren. Die Kausalitätsbeurteilung hat auf der 
Basis des aktuellen wissenschaftlichen Er-
kenntnisstandes über die Möglichkeit von 
Ursachenzusammenhängen zwischen be-
stimmten Ereignissen und der Entstehung 
bestimmter Krankheiten zu erfolgen“ [3, 4].

Übertragen auf die somatischen Unfallfol-
gen bedeutet dies: Nicht nur bei der Ana-
lyse des Unfallgeschehens, sondern v. a. 
bei der Wertung der Anknüpfungstatsa-
chen [z. B. klinischer Befund, Röntgen-
bilder, MRT-Bilder (MRT: Magnetreso-
nanztomographie) usw.] ist zu hinterfra-
gen, ob die Befunde für eine typische Un-
fallverletzung oder für eine typische Er-
krankung, die auch ohne äußere Einwir-
kung in der vorgefunden Form eingetre-
ten wäre, sprechen.

Anhand der vorgelegten (in der Ak-
te dokumentierten) Tatsachen erfolgt die 
Kausalitätsprüfung in 2 Schritten.

Stufe 1 der Prüfung

Es wird hinterfragt, ob eine Bedingung 
„hinweggedacht werden kann“. Es han-
delt sich also um ein hypothetisches Eli-
minationsverfahren, das zunächst nur den 
Unfall und seine Wirkung (sog. Erfolg) im 
Fokus hat. Die diesbezügliche Frage lau-

tet: Entfällt der Gesundheitsschaden (sog. 
Erfolg), wenn man sich eine mögliche 
Ursache (Unfall und/oder Vorschaden) 
wegdenkt? 

Wird der Vorschaden mit einem ge-
füllten Wasserglas verglichen und der 
Unfall mit dem Einschenken von Was-
ser, können 2 verschiedene Fälle betrach-
tet werden. Ist der Gesundheitsschaden 
(sog. Erfolg) durch das Überlaufen eines 
vollen Glases durch einen (letzten) Trop-
fen (Unfall) bedingt, sind Unfall und Vor-
schaden im naturwissenschaftlich/philo-
sophischen Sinn gleichwertig: Keine der 
beiden Bedingungen ist wegdenkbar. Tritt 
der gleiche Gesundheitsschaden (sog. Er-
folg, d. h. Überlaufen des Glases) ein, weil 
eine volle Wasserflasche in das Glas ge-
schüttet wird, kommt es nicht darauf an, 
ob und bis zu welchem Grad das Glas vor-
her gefüllt war (Vorschaden). Das Glas 
läuft sowieso über. Deshalb kommt es auf 
den Inhalt des Glases nicht an, der Vor-
schaden ist wegdenkbar. Man muss sich 
keine Gedanken über den Füllungszu-
stand des Glases (Vorschaden) machen, 
selbst wenn es voll gewesen wäre, ist der 
Unfall rechtlich wesentlich. Ist das Unfall-
ereignis in seiner Art und Richtung der-
art ausgeprägt, dass es auch bei gesundem 
Gewebe zu einem Erstschaden gleicher 
Ausprägung führen würde, kommt es auf 
den Vorschaden nicht an.

Beispiel 1.  Eine 75-jährige Frau fällt beim 
Apfelpflücken aus 2 m Höhe auf das Ge-
säß und hat anschließend Rückenschmer-
zen. Die Röntgenuntersuchung ergibt eine 
Fraktur des LWK 1 (A1.1; LWK: Lenden-
wirbelkörper), daneben sieht man eine 
ausgeprägte Osteoporose, alte Wirbelkör-
persinterungen und Bandscheibenschä-
den. Die MRT-Untersuchung (MRT: Ma-
gnetresonanztomographie) ergibt, dass 
die LWK 1-Fraktur frisch ist (. Abb. 2). 

Im 1. Schritt der Kausalitätsprüfung 
wird festgestellt, dass ein Sturz aus 2 m 
Höhe auch bei einer jungen Person mit 
einer gesunden Wirbelsäule mit hinrei-
chender Wahrscheinlichkeit zu einer 
LWK 1-Fraktur führen kann. Damit steht 
fest, dass es auf den Vorschaden nicht an-
kommt, dieser spielt für die Kausalitäts-
prüfung keine Rolle, so ausgeprägt er auch 
sein mag. Die Bedingung Vorschaden 
kann entfallen, der 2. Schritt der Kausa-
litätsprüfung ist somit nicht erforderlich.

Beispiel 2.  Die gleiche 75-jährige Frau 
fällt beim Apfelpflücken nicht von der Lei-
ter. Sie sammelt die Äpfel in einem Korb. 
Bei dessen Anheben (etwa 20 kg) kommt 
es zu Rückenschmerzen. Radiologisch 
und magnetresonanztomographisch erge-
ben sich die gleichen Veränderungen und 
Verletzungen wie in Beispiel 1 (. Abb. 2). 

Im 1. Schritt der Kausalitätsprüfung 
wird festgestellt, dass das Anheben eines 

Abb. 2 8 Fraktur des Lendenwirbelkörper 1, ausgeprägte Osteoporose, alte Wirbelkörpersinterungen und Bandscheiben-
schäden, Beispiel 1 und 2, a,b Röntgenuntersuchung, c Magnetresonanztomographie, weitere Erläuterungen s. Text
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20 kg schweren Gegenstands bei einer 
jungen Person mit gesunder Wirbelsäu-
le mit hinreichender Wahrscheinlichkeit 
nicht zu einer Wirbelkörperfraktur füh-
ren kann, d. h. bei der Beurteilung der 
Kausalität sind der Vorschaden und des-
sen Ausmaß von wesentlicher Bedeutung. 
Der 2. Schritt der Kausalitätsprüfung ist 
demzufolge erforderlich. Es ist nicht mög-
lich, bereits zu diesem Zeitpunkt festzu-
stellen, dass der Unfall rechtlich unwe-
sentlich für den Eintritt der Wirbelkör-
perverletzung war. 

Allein mit der Feststellung, das Unfall-
ereignis war naturwissenschaftlich nicht 
geeignet, die Verletzung herbeizuführen, 
kann der Unfallzusammenhang nicht aus-
geschlossen werden.

Stufe 2 der Kausalitätsprüfung 

Es handelt sich um ein Abwägen, eine 
Wertung der Kausalbedingungen. Im Bei-
spiel 2 wird man die Überzeugung vertre-
ten müssen, dass das Vorhandensein der 
Osteoporose mit alten Wirbelkörpersin-
terungen ein sehr starkes Indiz dafür ist, 
dass die Wirbelsäule alltäglichen Belas-
tungen nicht mehr standhalten konnte. 
Es muss nur noch geprüft werden, ob das 
Anheben eines 20 kg schweren Korbs für 
eine 75-jährige Frau eine alltägliche Belas-
tung darstellt.

Dieses Abwägen im 2. Schritt der Kau-
salitätsprüfung lässt sich bildlich mit einer 
Waage veranschaulichen (. Abb. 3). 

„Wesentliche Teil-/Mitursache ist eine Ursa-
che dann, wenn die Abwägung der nach der 
Bedingungstheorie relevanten Kausalfakto-
ren ergibt, dass einer gegenüber den ande-
ren mitwirkenden Bedingungen eine über-
ragende Bedeutung zukommt.“ [3]

Auf die eine Waagschale kommen alle Ar-
gumente/Indizien für den Unfallzusam-
menhang, wie sie sich aus der Prüfung 
der Anknüpfungstatsachen ergeben. Je-
des Argument/Indiz hat hierbei ein eige-
nes Gewicht. Auf die andere Waagscha-
le kommen alle Tatsachen, die gegen den 
Unfallzusammenhang sprechen. Alle Ar-
gumente/Indizien/Tatsachen und deren 
Gewicht müssen voll bewiesen sein, d. h., 
es darf keine vernünftigen Zweifel an de-
ren Art und Bedeutung geben. Alles, was 
weder für noch gegen einen Unfallzusam-
menhang spricht, darf nicht in die Abwä-
gung einbezogen werden, es bleibt – bild-
lich gesprochen – neben der Waage liegen 
und hat kein Gewicht.

Beispiel 3.  Ein 55-jähriger Mann erleidet 
eine Stauchung und Prellung der Schul-
ter. Danach bestehen Bewegungsschmer-
zen an der Schulter (Impingement) bei 
annähernd freier aktiver Beweglichkeit 
und eine Kraftminderung der Schulter-
gürtelmuskulatur. Röntgenbilder zeigen 
eine Verminderung der akromiohumera-
len Distanz. Die Beweglichkeit der Schul-
ter ist 4 Wochen nach dem Unfall redu-
ziert, und im MRT findet sich ein Supra-
spinatussehnendefektschaden mit einem 
Erguss in der Bursa subacromialis und im 
Akromioklavikulargelenk.

Im ersten Schritt der Kausalitätsprü-
fung wird man feststellen müssen, dass 
eine Stauchung und Prellung der Schul-
ter nicht in der Lage sind, bei einer jun-
gen Person mit gesundem Sehnengewebe 
eine Ruptur der Supraspinatussehne zu 
verursachen. Somit ist im zweiten Schritt 
ein Abwägen erforderlich, wobei sich das 
Unfallereignis als wenig gewichtiges Indiz 
auf der Kontraseite befindet. Gegen den 
Unfallzusammenhang sprechen auch der 
klinische Erstbefund und das erste Rönt-
genbild. Die MRT-Bilder geben ggf. Hin-
weise auf den Zustand des Sehnengewe-
bes und der dazugehörigen Muskulatur. 
Hieraus können in einem Fall ein deut-
liches Übergewicht der Kontrawaagscha-
le resultieren, in einem anderen Fall ein 
wesentlich weniger überzeugendes Ergeb-
nis. Damit wird erkennbar, dass die Kau-
salitätsprüfung immer zu einer Einzel-
fallentscheidung führt. Hätte der Patient 
nicht nur eine Stauchung und Prellung 
der Schulter erlitten, sondern eine Ver-

renkung des Schultergelenks, könnte man 
argumentieren, dass die Schulterverren-
kung auch beim jungen Patienten gene-
rell geeignet ist, eine Sehnenverletzung an 
der Schulter in der vorgefundenen Weise 
zu verursachen. Dann wäre der 2. Schritt 
der Abwägung nicht erforderlich und das 
Unfallereignis rechtlich wesentliche Ursa-
che gewesen.

Die Abwägung ergibt eine überragen-
de Bedeutung der Vorschädigung (Scha-
densanlage), wenn diese bewiesener-
maßen so stark ausgeprägt war, dass der 
Schaden auch durch ein anderes alltägli-
ches Ereignis in etwa derselben Zeit im 
selben Ausmaß eingetreten wäre, wenn al-
so der Versicherte aufgrund seiner bewie-
senen schadensnahen Konstitution wahr-
scheinlich nicht mehr in der Lage war, die 
alltäglichen Belastungen auszuhalten.

Maßstab für sog. alltägliche Belastun-
gen sind die dem Alter der Versicherten 
entsprechenden, üblicherweise mit gewis-
ser Regelmäßigkeit (wenn auch nicht je-
den Tag) auftretenden Belastungen (z. B. 
Hochheben und Tragen einer Getränke-
kiste, normale Körperdrehbewegungen, 
Gehen, Treppensteigen, Bücken, in die 
Hocke gehen, Schieben eines Einkaufs-
wagens usw.).

Aussagekraft der Befunde

Währen im ersten Schritt der Kausalitäts-
prüfung wissenschaftliche (gesicherte) Er-
kenntnisse über die Entstehung von Ver-
letzungen den Begutachtungsprozess er-
heblich verkürzen können, setzt die Ab-
wägung der Befundtatsachen im zweiten 
Schritt fundierte Kenntnis über die Diag-
nostik und Entstehung bestimmter dege-
nerativer Krankheitsbilder voraus. 

Das größte Gewicht haben immer die 
Erstangaben im D-Arzt-Bericht zum kli-
nischen Untersuchungsbefund, das erste 
Röntgenbild und die MRT-Bildgebung. 
Dabei darf sich der Sachverständige nicht 
auf die Beurteilung der MRT-Bilder durch 
den Radiologen verlassen. Er muss sich 
diese selbst ansehen und sie einer eigenen 
Wertung unterziehen. Kann der Sachver-
ständige des orthopädisch-unfallchirur-
gischen Fachgebiets die Befunderhebung 
und/oder Beurteilung durch den Radiolo-
gen nicht nachvollziehen, ist dies im Gut-

Vor-
schadenUnfall

Abb. 3 8 Schritt 2 der Kausalitätsprüfung: Ab-
wägen der Bedeutung von Unfall und Vorscha-
den
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achten zu vermerken und ggf. eine alter-
native Wertung abzugeben.

Der Beweiswert eines Operationsbe-
richts hängt davon ab, ob die Beschrei-
bung des intraoperativen Befunds mit den 
klinischen und radiologischen Befunden 
im Übereinklang steht, ob (z. B. bei einem 
arthroskopischen Eingriff) Bilddokumen-
te angefertigt und vorgelegt werden und 
ob der Operateur eine eigene Einschät-
zung zur Entstehung des Körperschadens 
vornimmt.

Zum Beweiswert feingeweblicher 
Untersuchungen gibt es eine Fülle von 
Sekundärliteratur. Es überwiegen die An-
sichten, dass der histologische Befund kei-
nen Rückschluss auf die Ursächlichkeit 
der Gewebeveränderungen erlaubt. 

„Die feingewebliche Untersuchung der Seh-
nenränder zeigt innerhalb von 3 Mona-
ten nach Trauma Sehnengewebenekrosen 
mit Hämosiderineinlagerungen, eine Fib-
roblastenproliferation in ungerichteter An-
ordnung und Granulationsgewebe; später 
überwiegen ältere reparative Veränderun-
gen mit Strukturalteration der kollagenen 
Fasern, Hypervaskularisation und einer fa-
serknorpeligen Umwandlung. Die histopa-
thologischen Befunde sind allerdings häufig 
wenig richtungsweisend.“ [6]

Die feingeweblichen Veränderungen von 
Sehnengewebe können aber in ein gro-
bes Zeitraster eingeordnet werden: Der 
Nachweis einer chondroiden Metaplasie 
im Randbereich eine Supraspinatusseh-
nendefekts spricht für einen Altschaden, 
der Nachweis von Fibroblasten und Gra-
nulationsgewebe dafür, dass die Erkran-
kung erst vor kurzer Zeit begann und die 
Sehne noch die Kraft der Regeneration 
besitzt [7].

Fazit für die Praxis

F	�Weitreichende sozialgerichtliche Ent-
scheidungen finden nur selten in der 
Begutachtung nach Arbeitsunfällen 
ihren sofortigen Niederschlag. 

F	�Die Gutachtenseminare der Landes-
verbände der DGUV dienen der Ver-
mittlung der Rechtsgrundlagen auf 
der Basis aktueller Rechtsprechung 
mit dem Ziel einer Optimierung der 

Gutachten und damit einer Beschleu-
nigung der Verwaltungsverfahren der 
UV-Träger. 

F	�Eine Vertiefung der Kenntnisse in der 
Begutachtung ist für jeden Durch-
gangsarzt verpflichtend.
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